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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie 


1 . Abgeordneter 

Hans 

Michelbach 

(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung die 570 Mio. Euro, 
die ihr angesichts des Beschlusses der EU-Kommis- 
sion vom 19. Juni 2002 durch die Deutsche Post 
AG wegen der Quersubventionierung der Paket- 
sparte durch Einnahmen aus dem Briefgeschäft zu- 
rückerstattet werden müssen, an die Bürger durch 
Senkung des Briefportos weiterzugeben? 


2. Abgeordneter 

Hans 

Michelbach 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung gegen die aktuel- 
le Insolvenzwelle mittelständischer Unternehmen zu 
unternehmen, und wie viele Unternehmen sind nach 
Kenntnis der Bundesregierung in Oberfranken von 
der Insolvenzwelle betroffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 

für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


3. Abgeordneter 

Helmut 

Heiderich 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die Untersuchungen des 
Landwirtschaftszentrums Haus Düsse bekannt, wo- 
nach es im ökologischen Landbau 18,7% Ferkelver- 
luste bis zum Absetzen gab, im Vergleich zu 12,4% 
bei normaler Aufzucht, und hat die Bundesregie- 
rung Kenntnis über andere vergleichende Versuche 
über die Tierhaltung im ökologischen Landbau und 
der herkömmlichen Tierhaltung, besonders bei der 
Haltung von Legehennen, vor dem Hintergrund von 
Meldungen, dass Futterzusammensetzungen in Öko- 
Betrieben verstärkt das Federpicken von Legehen- 
nen auslösen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


4. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Sind Presseberichte zutreffend (Quelle: dpa vom 

18. Juni 2002 und Märkische Oderzeitung vom 

19. Juni 2002), wonach Bundeskanzler Gerhard 
Schröder im Rahmen seiner Regierungsgespräche 
mit dem polnischen Ministerpräsidenten Leszek 
Miller in Breslau am 18. Juni 2002 Vorschläge 
unterbreitet hat, ein europäisches Zentrum gegen 
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Vertreibungen in Breslau zu errichten, und ist es 
zutreffend, dass der polnische Ministerpräsident 
ablehnend darauf reagiert hat? 


5. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Wurden von Bundeskanzler Gerhard Schröder im 
Rahmen seiner Regierungskonsultationen in Breslau 
am 18. Juni 2002 auch Belange der deutschen Min- 
derheit in Polen, in den Gesprächen mit polnischen 
Regierungsvertretern oder mit Vertretern der deut- 
schen Minderheit, auch vor dem Hintergrund der 
Volkszählung in Polen, angesprochen, und falls ja, 
mit welchem Ergebnis? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung 


6. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Grehn 

(PDS) 


Wie erklärt die Bundesregierung, dass trotz ver- 
mehrter Kirchenaustritte und der Stagnation bzw. 
einem Rückgang der absoluten Zahl der Erwerbstä- 
tigen in Deutschland immer noch ein pauschalierter 
Betrag für die Kirchensteuer bei der Berechnung 
von Lohnersatzleistungen berücksichtigt wird und 
damit die Leistungen gekürzt werden? 


7. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Grehn 

(PDS) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
angesichts der im entsprechenden Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts (Az.: 1341-90 vom 24. April 
1991) der Durchschnittszahl der Kirchenmitglieder 
unter den Erwerbstätigen beigemessenen hohen Be- 
deutung für die Berechtigung des pauschalierten 
Kirchensteuerabzuges aus der Tatsache, dass das 
Statistische Bundesamt trotz seiner gesetzlichen Ver- 
pflichtung zu einer dreijährigen Periodizität für die 
Lohn- und Einkommensstatistik bis zum heutigen 
Tag als aktuellste Zahlen die von 1995 und nicht die 
von 1998 vorlegen kann? 


8. Abgeordneter 

Dirk 

Niebel 

(FDP) 


Wird die Bundesregierung bei den Vermittlungsgut- 
scheinen die Zahlungsvorschriften ändern, so dass 
wie bei den Mobilitätshilfen Vermittlungsgutscheine 
auch für die Vermittlung zur Aufnahme einer Be- 
schäftigung ins Ausland eingesetzt werden können, 
und wenn ja, ab wann soll eine neue Regelung gel- 
ten? 
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9. Abgeordneter Wenn nein, warum werden die Vorschriften nicht 

Dirk geändert? 

Niebel 

(FDP) 


10. Abgeordneter 
Peter 
Rauen 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt sich die Bundesregierung, dass die Zahl 
der älteren Arbeitslosen, d. h. derjenigen, die 55 Jah- 
re oder älter sind, von Mai 2001 bis Mai 2002 um 
115 501, d. h. 16,0%, zurückgegangen ist, während 
die Zahl der jüngeren Arbeitslosen unter 25 Jahren 
in demselben Zeitraum um 61 082, d. h. 15,6% ge- 
stiegen ist (vgl. Presse-Information Nr. 43 der Bun- 
desanstalt für Arbeit vom 7. Juni 2002)? 


1 1 . Abgeordneter 
Peter 
Rauen 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang sind die Abgänge bei den älte- 
ren Arbeitslosen darauf zurückzuführen, dass diese 
Personen neue Beschäftigungsverhältnisse gefunden 
haben, und in welchem Umfang sind sie auf andere 
Gründe zurückzuführen? 


12. Abgeordneter 

Wolfgang 

Meckelburg 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die Dienststellen der Bundesanstalt 
für Arbeit dazu übergegangen sind, ältere Arbeitslo- 
se, die die Voraussetzungen für den Bezug des vor- 
gezogenen Altersruhegeldes erfüllen, zur Abgabe 
der Erklärung zu veranlassen, dass sie dem Arbeits- 
markt nicht mehr zur Verfügung stehen - z. B. da- 
durch, dass diesen Personen Vermittlungsangebote 
unterbreitet werden, mit deren Annahme von vorn- 
herein nicht zu rechnen ist, und wenn ja, werden die 
betreffenden Arbeitslosen ggf. über die mit der vor- 
zeitigen Inanspruchnahme des Altersruhegeldes ver- 
bundenen rentenrechtlichen Nachteile aufgeklärt? 


13. Abgeordneter 

Wolfgang 

Meckelburg 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, hat die Bundesregierung das Vorgehen der 
Arbeitsverwaltung durch eine entsprechende Wei- 
sung veranlasst, oder gedenkt sie diesem Vorgehen 
entgegenzuwirken? 


14. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Auf welche Gründe stützt die Bundesregierung die 
Aussage des Sprechers des Bundesministers für Ar- 
beit und Sozialordnung in der Monitor-Sendung am 
13. Juni 2002, aus europarechtlichen Erwägungen 
könne die geförderte betriebliche Altersversorgung 
keine so genannten Unisex-Tarife anbieten? 
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15. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 

Hartmut 

Schauerte 

(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 

Hartmut 

Schauerte 

(CDU/CSU) 


18. Abgeordnete 

Claudia 

Nolte 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordnete 

Claudia 

Nolte 

(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 

Dr. Hansjürgen 
Doss 

(CDU/CSU) 
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Auf welchem Weg beabsichtigt die Bundesregie- 
rung, das sowohl im Europarecht als auch in der 
deutschen Verfassung verankerte Gebot des glei- 
chen Entgelts für gleiche Arbeit, unabhängig vom 
Geschlecht, auch für die geförderte betriebliche Al- 
tersversorgung durchzusetzen? 


Wird in letzter Zeit in den Arbeitsämtern ange- 
strebt, die Arbeitslosenzahl von älteren Arbeitneh- 
mern spürbar zurückzuführen, und wenn ja, mit wel- 
chen Mitteln? 


Treffen Hinweise aus der Arbeitsverwaltung zu, dass 
die von der Bundesregierung groß angekündigte 
Job-Vermittlungsoffensive in den Arbeitsämtern 
derzeit nicht greift, weil die Vermittler vor Ort in 
der Hauptsache damit beschäftigt sind, die Arbeits- 
losenstatistik zu bereinigen (Aussortierung nicht ver- 
mittlungsfähiger Arbeitsloser wie Ältere, junge Müt- 
ter, „Kindergeldarbeitsloser“, Schwerbehinderte), 
anstatt zu vermitteln? 


Wie viele der 132 000 Menschen, die im April 2002 
gegenüber März 2002 nicht mehr in der Arbeitslo- 
senstatistik gezählt wurden, haben tatsächlich einen 
ungeförderten bzw. einen geförderten Arbeitsplatz 
auf dem ersten Arbeitsmarkt erhalten und wie viele 
einen Arbeitsplatz im zweiten Arbeitsmarkt? 


In wie vielen Fällen war zwischen März und April 
2002 ein Abgang in Nichterwerbstätigkeit zu ver- 
zeichnen, und ist es richtig - wie der Vorsitzende 
der Bundesanstalt für Arbeit, Florian Gerster, für 
den Berichtsmonat April 2002 beschrieben hat - 
dass das Job-AQTIV-Gesetz im Wesentlichen dazu 
geführt hat, dass große Abgänge aus der Arbeitslo- 
sigkeit in Nichterwerbstätigkeit zu verzeichnen wa- 
ren, und insoweit eine Bereinigung der Statistik hie- 
raus resultiert? 


Welche Maßnahmen hat die Bundesanstalt für Ar- 
beit im Rahmen der Initiative „50 +, die können’s“ 
ergriffen, und wie hoch sind die Mittel für diese För- 
derprogramme? 
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21. Abgeordneter 

Dr. Hansjürgen 
Doss 


(CDU/CSU) 


Wie viele ältere Arbeitslose sind durch diese Maß- 
nahmen in Beschäftigung gekommen, und wie viele 
Arbeitslose hätten auch ohne die „Vermittlung“ ei- 
nen Arbeitsplatz gefunden? 


22. Abgeordneter 

Ernst 

Hinsken 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber 
vor, ob die Maßnahmen zur Integration älterer 
Menschen in den Arbeitsmarkt wirksamer sind als 
die Instrumente im Rahmen des so genannten 
JUMP-Programms, und auf welche wissenschaftli- 
chen Analysen stützt sie ggf. diese Erkenntnis? 


23. Abgeordneter 

Ernst 

Hinsken 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesanstalt für Arbeit oder die Bundesre- 
gierung zum Zwecke der Evaluation der Förderpro- 
gramme neben dem Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) auch externe Forscher oder 
Wissenschaftsinstitute eingeschaltet, und zu welchen 
Ergebnissen sind diese ggf. gelangt? 


24. Abgeordneter 

Wolfgang 

Lohmann 

(Lüdenscheid) 

(CDU/CSU) 


Schließt die Bundesregierung aus, dass sie zur Ab- 
sicherung der im Bundeshaushalt 2003 geplanten 
Ausgaben für Arbeitslosenhilfeempfänger die Bei- 
träge, die der Bund für Arbeitslosenhilfebezieher 
nach § 232a Fünftes Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB V) an die Krankenkassen zahlt, erneut absen- 
ken muss? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


25. Abgeordnete 

Ina 

Lenke 

(FDP) 


Wann werden von Seiten der zuständigen personal- 
bearbeitenden Dienststelle mit dem derzeit bei der 
Bundeswehr in Dörverden beschäftigten Zivilperso- 
nen Gespräche über deren weitere Verwendung in 
der Bundeswehr geführt, nachdem die Personalbö- 
gen bereits im September 200 1 vollzählig der Stand- 
ortverwaltung in Niemburg übergeben worden sind? 


26. Abgeordnete 

Ina 

Lenke 

(FDP) 


In welcher maximalen Entfernung von Dörverden 
beabsichtigt die Bundeswehr ihr dort beschäftigtes 
Zivilpersonal nach Schließung des Standortes zu 
verwenden, und ab wann beginnen die neuen Be- 
schäftigungsverhältnisse? 
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27. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


Welche Investitions- und Umzugskosten setzt die 
Bundesregierung für den Umzug der Schule für 
Feldjäger und Stabsdienste in Sonthofen nach 
Hannover an? 


28. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, einen Umzug der 
Schule für Feldjäger und Stabsdienste von Sontho- 
fen nach Hannover zu stoppen, wenn dies mit Mehr- 
kosten am Standort Hannover im Vergleich zum Er- 
halt des Standortes Sonthofen führt? 


29. Abgeordneter 

Helmut 

Heiderich 

(CDU/CSU) 


Welche Finanzmittel hat die Bundesregierung in 
den neuen Bundeshaushalt 2003 und die nachfolgen- 
de Finanzplanung eingestellt, um die im „Ressort- 
Konzept Stationierung“ vom Bundesminister der 
Verteidigung, Rudolf Scharping, getroffene Aussa- 
ge: „Das Kommando der Division Luftbewegliche 
Operationen (DLO) wird zunächst in Veitshöch- 
heim aufgestellt und dann nach Rotenburg a. d. Ful- 
da verlegt, sobald dort die erforderliche Infrastruk- 
tur geschaffen worden ist“, auch verwirklichen zu 
können, und in welchen Jahresabschnitten ist die Fi- 
nanzierung der Infrastrukturmaßnahmen vorgese- 
hen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


30. Abgeordnete 

Ina 

Albowitz 

(FDP) 


Auf welche Weise stellt das Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) sicher, dass die Vorschriften des 
Arzneimittelgesetzes (AMG) und des Transfusions- 
gesetzes (TFG) insbesondere bezüglich der Lage- 
rung und des Transportes von Blutkonserven einge- 
halten werden? 


31. Abgeordnete 

Ina 

Albowitz 

(FDP) 


Inwieweit überprüft das BMG, dass die Länder ihre 
Aufgabe der Überwachung und Einhaltung bezüg- 
lich der Lagerung und des Transports von Blutkon- 
serven im Rahmen des AMG und des TFG wahr- 
nehmen? 
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32. Abgeordnete 

Annette 

Widmann-Mauz 


(CDU/CSU) 


Ist bezüglich der noch in dieser Legislaturperiode 
geplanten Verabschiedung des Disease-Manage- 
ment-Programmes „Brustkrebs“ eine leitlinienkon- 
forme Ausgestaltung (Evidenzbasierung, logische 
Analyse, Entscheidungsanalyse, Outcome-Analyse, 
Qualitätssicherung, formaler Konsensus zwischen 
medizinisch-wissenschaftlichen Fachgesellschaften, 
Berufsverbänden und nicht-ärztlichen Organisatio- 
nen) umfassend gesichert, und teilt die Bundesregie- 
rung die Ansicht, dass ohne diese Vorgaben eine 
Versorgungsverbesserung betroffener Frauen nicht 
zu erreichen ist? 


33. Abgeordnete 

Annette 

Widmann-Mauz 


(CDU/CSU) 


Wie lauten die Leitlinien, nach denen die Bundes- 
regierung das Disease-Management-Programm 
„Brustkrebs“ noch in dieser Legislaturperiode ver- 
abschieden will, und sind diese bereits öffentlich zu- 
gänglich? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


34. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 
Uhl 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Finanzierung für 
den Autobahnring der Bundesautobahn A99 bis 
zum Anschluss an die Lindauer Autobahn sicherzu- 
stellen, so dass dieser rechtzeitig vor der Fußball- 
weltmeisterschaft 2006 fertig gestellt werden kann? 


35. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 
Uhl 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Einstellung der 
laufenden Bauarbeiten dadurch abzuwenden, dass 
sie die erforderlichen Verpflichtungsermächtigun- 
gen für die Jahre 2003 ff. bis spätestens August 2002 
erteilt, um den Auftrag für den Tunnel Aubing 
rechtzeitig vergeben zu können? 


36. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


Warum geht gemäß der Antwort des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs im Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, Stephan Hils- 
berg, auf die mündliche Frage 1 5 der Abgeordneten 
Heidemarie Ehlert in der Fragestunde am 12. Juni 
2002 (Plenarprotokoll 14/241, S. 24173 B) das Pro- 
grammvolumen für den Stadtumbau Ost weit über 
die Vorschläge der Expertenkommission hinaus, die 
in ihrem Abschlussbericht rund 700 Mio. Euro jähr- 
lich, also nahezu das Doppelte der jetzt eingestellten 
Summen, kalkulierte? 
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37. Abgeordnete 

Christine 

Ostrowski 

(PDS) 


Wie lässt sich erklären, dass - obwohl für 25 Antrag- 
steller auf Altschuldenhilfe nach § 6a des Altschul- 
denhilfegesetzes bereits 218 Mio. Euro von insge- 
samt vorgesehenen 358 Mio. Euro bewilligt sind 
und weitere 65 Anträge auf Entlastung bereits vor- 
liegen - die Bundesregierung keine Notwendigkeit 
für Überlegungen zu einer Aufstockung des Pro- 
grammvolumens sieht? 
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